=r.n208 


Gefeh- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 28. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Ausdehnung verſchiebener Beſtimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 auf den Stein- und Kaliſalzbergbau in der Provinz Hannover, S. 295. — Ver⸗ 
fügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil der Bezirke der 
Amtsgerichte Blankenheim, Düren, Geilenkirchen, Gemünd, Bonn, Euskirchen, Rheinbach, Siegburg, 
Geldern, Adenau, Ahrweiler, Boppard, Coblenz, Sankt Goar, Kirchberg, Münſtermaifeld, Simmern, 
Bensberg, Grevenbroich, Tholey, Ottweiler, Trier, Wittlich, Neumagen, Prüm und Saarburg, 
S. 297. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗ 
Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 299. 


(Nr. 9765.) Geſetz, betreffend die Ausdehnung verſchiedener Beſtimmungen des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 auf den Stein- und Kaliſalzbergbau in 
der Provinz Hannover. Vom 14. Juli 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Bereich der Provinz Hannover, was folgt: 


ak 
Auf den Stein⸗ und Kaliſalzbergbau in der Provinz Hannover kommen 
die nachfolgenden Vorſchriften des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 
(Geſetz-Samml. S. 705) in der Faſſung der Novelle vom 24. Juni 1892 
Geſetz-Samml. S. 131) zur Anwendung: 

1) aus Titel III Abſchnitt 1, „von dem Bergwerkseigenthum im All⸗ 
gemeinen“, die $$. 58 und 59, ſowie die $$. 60 bis 63 einſchließlich, 

2) aus Titel III Abſchnitt 2, „von dem Betriebe und der Verwaltung“, 
die $$. 66 bis 79 einſchließlich 

3) Titel III Abſchnitt 3, „von den Bergleuten und den Betriebsbeamten “, 
§F. 80 bis 93; 

4) Titel V Abſchnitt 1, „von der Grundabtretung“, $$. 135 bis 147, 
nebft der zugehörigen Uebergangsbeſtimmung des F. 241, mit der 
Maßgabe, daß die Grundabtretung nur inſoweit gefordert werden kann, 
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Ausgegeben zu Berlin den 5. Auguſt 1895. 


. 


als die Benutzung eines fremden Grundſtücks zur Anlage von Wegen, 
Eiſenbahnen, Kanälen, Waſſerläufen und Hülfsbauen zum Zwecke 
des Grubenbetriebes und des Abſatzes der Bergwerkserzeugniſſe noth⸗ 
wendig ift; 

5) Titel W Abſchnitt 2, „vom Schadenserſatz für Beſchädigungen des 
Grundeigenthums“, §§. 148 bis 152, mit der Maßgabe, daß F. 152 
keine Anwendung findet, inſoweit darin von Arbeiten des Muthers 
die Rede ift; 

6) Titel V Abſchnitt 3, „von dem Verhältniſſe des Bergbaues zu den 
öffentlichen Verkehrsanſtalten“, $$. 153 bis 155; 

7) Titel VII, „von den Knappſchaftsvereinen“, $$. 165 bis 186, mit 
der Maßgabe, daß die Beſtimmung der Bezirke, für welche neue 
Knappſchaftsvereine gegründet werden ſollen, oder derjenigen bereits 
beſtehenden Knappſchaftsvereine, welchen die dieſem Geſetze unterworfenen 
Bergwerke zugetheilt werden ſollen, nach Anhörung der Werksbeſitzer 
und eines von den Arbeitern zu wählenden Ausſchuſſes durch den 
Miniſter für Handel und Gewerbe erfolgt; 

8) Titel VIII, „von den Bergbehörden“, $$. 187 bis 195, 

9) Titel IX, „von der Bergpolizei“, $$. 196 bis 2098; 

10) aus Titel XII, „Schlußbeſtimmungen“, $. 242. 


§. 2. 


Wird der Salzbergbau im Gebiete der Provinz Hannover von mehreren 
Perſonen gemeinſchaftlich betrieben, ſo ſind dieſe, ſofern ihre Vertretung nicht 
durch die allgemeinen Geſetze geordnet iſt, verpflichtet, mittelſt notarieller oder 
gerichtlicher Urkunde einen im Inlande wohnenden Repräſentanten zu beſtellen, 
welchem die Befugniß zuſteht, alle Vorladungen und andere Zuſtellungen an 
die Betheiligten mit voller rechtlicher Wirkung in Empfang zu nehmen und 
letztere bei den Verhandlungen mit der Bergbehörde, mit den Knappſchafts⸗ 
vereinen und anderen auf den Bergbau bezüglichen Inſtituten und Korporationen 
zu vertreten. 

Daſſelbe gilt, wenn der Alleineigenthümer eines Salzbergwerks im Aus— 
lande wohnt. 

Wird ein Repräſentant auf die Aufforderung der Bergbehörde nicht inner- 
halb einer Friſt von drei Monaten beſtellt und unter Einreichung der Beſtallungs⸗ 
urkunde namhaft gemacht, ſo iſt die Bergbehörde befugt, bis dahin, daß dies 
geſchieht, einen Repräſentanten zu beſtellen und ihm eine angemeſſene, von den 
Betheiligten aufzubringende und nöthigenfalls im Verwaltungswege exekutiviſch 
einzuziehende Belohnung zuzuſichern. Die Aufforderung gilt für zugeſtellt, wenn 
ſie mindeſtens zwei Betheiligten behändigt iſt. 

Der von der Bergbehörde beſtellte interimiſtiſche Repräſentant hat die 
Befugniſſe des gewählten Repräſentanten, inſofern die Bergbehörde keine Be⸗ 
ſchränkungen eintreten läßt. 


edle 


$. 3. 

An die Stelle der in F. 80 f Abſatz 2 Ziffer 3 und in $. 801 des Allgemeinen 
Berggeſetzes in der Faſſung der Novelle vom 24. Juni 1892, ſowie in Artikel VIII 
Abſatz 2 dieſer Novelle beſtimmten Termine treten für die durch das gegenwärtige 
Geſetz der Aufſicht der Bergbehörden unterſtellten Betriebe der 1. Januar 1895, 
der 1. April 1895 und der 1. Juli 1896. 


F. 4. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1896 in Kraft. 
Mit ſeiner Ausführung wird der Miniſter für Handel und Gewerbe beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Tullgarn an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 14. Juli 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Thielen. 
Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. v. Köller. Frhr. v. Marſchall. 
Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 


(Nr. 9766.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Blankenheim, Düren, Geilen⸗ 
kirchen, Gemünd, Bonn, Euskirchen, Rheinbach, Siegburg, Geldern, 
Adenau, Ahrweiler, Boppard, Coblenz, Sankt Goar, Kirchberg, Münſter⸗ 
maifeld, Simmern, Bensberg, Grevenbroich, Tholey, Ottweiler, Trier, 
Wittlich, Neumagen, Prüm und Saarburg. Vom 30. Juli 1895. 


Alf Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter , 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im FK. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Blankenheim gehörige Gemeinde 
Lindweiler, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Düren gehörige Gemeinde Geich 
bei Füſſenich, 
Gr. 9765 — 9766.) 
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für die zum Bezirk des Amtsgerichts Geilenkirchen gehörige Gemeinde Würm, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Gemünd gehörige Gemeinde Wallenthal, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bonn gehörigen Gemeinden Ober⸗ 
Bachem und Gimmersdorf, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Euskirchen gehörige Gemeinde 
Wachendorf, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Rheinbach gehörige Gemeinde 
Stotzheim, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Siegburg gehörigen Gemeinden 
Altenrath und Breidt, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Geldern gehörigen Gemeinden Sevelen, 
Calbeck und Wiſſen, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Adenau gehörige Gemeinde Schuld, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Ahrweiler gehörige Gemeinde Rech, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Boppard gehörige Stadtgemeinde 
Boppard, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Coblenz gehörige Gemeinde Capellen, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sankt Goar gehörigen Gemeinden 
Biebernheim und Urbar, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Kirchberg gehörige Gemeinde Dicken⸗ 
ſchied, st 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Münſtermaifeld gehörige Gemeinde 
Hatzenport, 5 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Simmern gehörige Gemeinde 
Mörſchbach, ü | 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bensberg gehörigen, in der Bürger- 
meiſterei Rösrath belegenen Kataſtergemeinden Forsbach „Volberg und 
Rösrath, ſowie für die zu demſelben Amtsgerichtsbezirk gehörige, in 
der Bürgermeiſterei Overath belegene Kataſtergemeinde Oderſcheid 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Grevenbroich gehörige Gemeinde 
Oekoven, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Tholey gehörigen Gemeinden Bubach⸗ 
Calmesweiler und Macherbach, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Ottweiler gehörige Gemeinde Lands⸗ 
weiler, 


für die zum Bezirk des Amtsgerichts Trier gehörigen Gemeinden Becond 
und Aach, 
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für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wittlich gehörigen Gemeinden 
Hupperath und Eſch, ſowie für das in den Bezirken der Amtsgerichte 
Wittlich und Neumagen belegene Bergwerk Minheim, für welches die 
Grundbuchanlegung von dem Amtsgericht Wittlich bewirkt wird, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Prüm gehörige Gemeinde Rommers⸗ 
heim, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Saarburg gehörige Gemeinde Kirf 

am 1. September 1895 beginnen ſoll. 


Binz auf Rügen, den 30. Juli 1895. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 17. April 1895, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadt Poſen zum Erwerbe des zur Anlage 
eines öffentlichen Schlacht- und Viehhofes erforderlichen Grundeigenthums, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 23 S. 231, 
ausgegeben am 4. Juni 1895, 

2) das am 22. Mai 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft Belencin⸗Pierczyn, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Poſen Nr. 25 S. 247, ausgegeben am 18. Juni 1895, 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 27. Mai 1895, betreffend die Genehmigung 
des revidirten Regulativs für die Ausgabe verzinslicher Obligationen durch 
die Provinzial⸗Hüͤlfskaſſe für die Provinz Schleſien, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 29 S. 419, ausgegeben am 
19. Juli 1895, 
der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 29 S. 255, ausgegeben am 
20. Juli 1895, 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 29 S. 237, ausgegeben am 
19. Juli 1895; 
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40 der Allerhöchſte Erlaß vom 27. Mai 1895, betreffend die Genehmigung 
des ſiebenten Nachtrags zu den Statuten der Feuerſchaden⸗Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaften für die Städte und Flecken und das platte Land des Fürſten⸗ 
thums Oſtfriesland und des Harlingerlandes zu Aurich, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Aurich Nr. 27 S. 187, ausgegeben am 
5. Juli 1895, 


5) das am 5. Juni 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſe⸗ 
rungsgenoſſenſchaft zu Neiſſe, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Oppeln Nr. 28 S. 224, ausgegeben am 12. Juli 1895; 


6) das am 18. Juni 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſe⸗ 
rungsgenoſſenſchaft zu Kreiwitz im Kreiſe Neuſtadt O. S., durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 29 S. 234 „ausgegeben 
am 19. Juli 1895; 

7) der Allerhöchſte Erlaß vom 14. Juli 1895, betreffend die Genehmigung 
des Beſchluſſes des XVII. General⸗Landtages der Schleſiſchen Landſchaft 
wegen Konvertirung höher verzinslicher Pfandbriefsdarlehen in dreiprozentige, 
durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 30 S. 428 „ausgegeben am 
26. Juli 1895, 

der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 30 S. 263 „ausgegeben am 
27. Juli 1895, 

der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 30 S. 245 „ausgegeben am 
26. Juli 1895. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


